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Liebe Bürgerinnen und Bürger,

wichtige Entscheidungen stehen in der Landespolitik an. Schwarz-Gelb hat nach langem Zögern endlich den Haushaltsentwurf für das Jahr 2006 – der erste eigenständige Entwurf nach den Landtagswahlen. 
Doch dies ist kein Grund zur Freude. Die Regierung Rüttgers knüpft nahtlos an der Politik der letzten Monate an – auf Kosten der Bewohner dieses Landes.
Zu einigen Fakten:
Die Neuverschuldung im neuen Haushaltsentwurf ist mit 5,9 Milliarden Euro die höchste in der Geschichte des Landes NRW. Er überschreitet die Verfassungsgrenze 2,5 Milliarden, obwohl dies nicht nötig war. 

Eine andere wichtige Stelle die von der Politik der Landesregierung Schaden nimmt ist die Jugend- und Familienpolitik. 7,8 Millionen Euro werden in Zukunft der Familienbildung fehlen. Den Frauenhäusern werden 3,5 Millionen Euro gestrichen. 
Hart soll es die behinderten Bürger treffen, denen sich Ministerpräsident Rüttgers verpflichtet fühlte: 12,9 Millionen Euro werden wegfallen. Wie Behinderte besser in die Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt integriert werden sollen ist uns als Landtagsfraktion weiterhin ein Rätsel.

„2006 ist das Jahr des Kindes“, so sagte es Ministerpräsident Jürgen Rüttgers zu Beginn diesen Jahres. Aber die Zahlen sprechen eindeutig gegen ihn: 114 Millionen Euro werden den Kindertagesstätten getrichen. Damit werden die Kleinsten von uns zu den Verlieren einer schlechten und nicht ausgedachten Politik.

CDU und FDP sprechen regelmäßig von einer notwendigen Erneuerung. Im gleichen Atemzug werden allerdings die Menschen in diesem Land alleine gelassen. Ihnen wird nicht geholfen, ihnen werden keine Anreize geschaffen um ihre Probleme selber zu lösen. Damit wird es NRW nicht besser gehen. Und auch der Bundesrepublik kann es nicht gut gehen, wenn das wichtigste Bundesland lahmt. 
Soziale Gerechtigkeit und  Chancengerechtigkeit in der Gesellschaft kann nur ein gut ausgestetteter  Staat herstellen. Er muss nicht alles für die Menschen erledigen aber ganz wichtige Aufgaben. Wer außer dem Staat soll diese Aufgaben übernehmen? Der Markt jedenfalls nicht.

Die Quittung für diese kalte Politik hat die Scharz/Gelbe-Regierung bereits erhalten – in Form von zwei Volksinitiativen. So kann es nicht weitergehen Herr Rüttgers, so nicht Herr Wolf!

Wir als SPD-Landtagsfraktion werden auch weiterhin den Menschen in NRW Alternativen aufzeigen. NRW zuliebe. 


Herzliche Grüße

Ihr Stephan Gatter
Aus dem Landtag
Untauglicher Nachbesserungsversuch der Koalitionsfraktionen:

Im Haushalt 2006 der Regierung Rüttgers

bleiben die Kleinsten die größten Verlierer

Die Beschlüsse der Koalitionsfraktionen zum Haushalt ändern in der Sache nichts: Durch die geplanten Einschnitte von Schwarz-Gelb klafft bei den Kindergärten und Jugendeinrichtungen sowie bei den sozialen Netzen in Nordrhein-Westfalen weiterhin eine große Wunde. Die Beschlüsse sind noch nicht einmal ein Trostpflaster - die Koalition hat gerade ein Promille im Gesamtetat an Veränderungen geschafft.

In der folgenden Synopse sind die Beschlüsse dokumentiert und einer Bewertung durch die SPD-Landtagsfraktion gegenübergestellt.

	Haushaltsbeschlüsse 

der Fraktionen

von CDU und FDP

gemäß der Presseerklärung

vom 25. April 2005


	Bewertung durch die

SPD-Landtagsfraktion

	"Akzente der Koalitionsfraktionen

Die Koalitionsfraktionen haben einige Bereiche herausgearbeitet, die wir finanziell stärken wollen:



- Die Kindergärten in unserem Land erhalten zusätzliche Mittel in Höhe von 40 Millionen Euro. 

Darunter sind 10 Millionen Euro, die wir für rot-grüne Altlasten in Form nicht abgegoltener Ansprüche der Träger aufwenden müssen. 

Weitere 7 Millionen Euro werden für den so genannten Elternbeitragsdefizitausgleich bereitgestellt. 

Entscheidend ist aber, dass wir insgesamt 23 Millionen Euro für einen "Aktionsplan frühkindliche Förderung" zur Verfügung stellen. Mit diesen Mitteln werden wir die pädagogische Arbeit für Kinder und Eltern verbessern und den Bildungsauftrag der Kindergärten stärken. Wir erhöhen nicht einfach die Sachkostenpauschalen, sondern leisten einen gezielten Beitrag zur qualitativen Verbesserung in den Einrichtungen.


- Wir geben dem Landesjugendplan bis 2010 Planungssicherheit, indem die Mittel auf dem derzeitigen Niveau in Höhe von 75 Millionen Euro verfestigt werden. 



- Daneben werden wir mit weiteren viereinhalb  Millionen Euro ein Sonderprogramm für "Jugendarbeit in sozialen Brennpunkten" einrichten. Hierbei sollen durch eine wettbewerbsorientierte Projektförderung Zustände wie an der Berliner Rütli-Schule entgegengewirkt werden. 



- Die vorschulische Sprachförderung stärken wir um  weitere 2 Millionen Euro. Dieses Geld erhöht die Zukunftschancen der Kinder.



- Nachbesserungen im Haushaltsentwurf gibt es zudem bei der Förderung der Familienberatung. Hier haben wir die geplanten Kürzungen deutlich abmildern können. Der ursprüngliche Ansatz der Landesregierung wird um 1,645 Millionen Euro auf 18,615 Millionen Euro aufgestockt.



- Nachgebessert wird zudem bei der Förderung der Schwulen- und Lesbenorganisationen mit einer Summe von 120.000 Euro. Damit fahren wir die geplanten Kürzungen von 37 Prozent auf 20 Prozent zurück.

	Die Koalitionsfraktionen bestätigen die Politik ohne Herz und Verstand

Angeblich werden 40 Millionen Euro zusätzlich für die Kindergärten bereitgestellt. 

10 Millionen davon gehen auf das Konto handwerklicher Unfähigkeit der Landesregierung. Sie wollte mit dem 2. Nachtragshaushalt 2005 alle offenen Ansprüche der Träger abdecken (um die Umstellung von der Gruppen- auf die Pro-Kopf-Finanzierung vorzubereiten). Wenn dafür jetzt weitere 10 Millionen aufgebracht werden, kommt das weder den Einrichtungen noch den Kindern darin zugute.

 Mit den 7 Millionen für den Elterndefizitausgleich soll eine Zahlung an die Kommunen bis einschließlich Juli 2006 statt wie von Minister Laschet vorgesehen nur bis Juni 2006 ermöglicht werden. Damit wird vermieden, dass die Kommunen nur für den Juli - also das laufende Kindergartenjahr - noch neue Satzungen über die Höhe der Elternbeiträge beschließen müssen. An der Abschaffung des Ausgleichs für die Zukunft ändert sich damit gar nichts. Zukünftig - ab 1. August 2006 - müssen die Elternbeiträge angehoben werden oder die Kommunen das Defizit tragen.

Die verbleibenden 23 Millionen Euro sollen für frühkindliche Förderung eingesetzt werden. Das ist grundsätzlich zu begrüßen, es ist aber nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Denn damit steht fest: 

es bleibt bei den Kürzungen von

· 72,1 Millionen jährlich für Sachmittel

· 84,6 Millionen jährlich beim Elternbeitragsdefizitausgleich (35 Millionen in 2006)

· 62,2 Millionen in 2006 für die Betriebskosten der Kindergärten.
Mit dem jetzt angekündigten Notprogramm wird eine Not bekämpft, die die Regierung und die Koalition mit ihren eigenen Kürzungen erst herbeigeführt haben.

Diese Argumentation ist mehr als zynisch. "Planungssicherheit" bedeutet hier, dass die Einrichtungen sicher darauf rechnen können, dass es bis 2010 gegenüber heute keinen Cent mehr Zuschüsse geben wird.  Darauf können sich die Jugendlichen im Land verlassen. Die Folge werden Strukturbrüche sein. CDU und FDP brechen ihre Versprechungen aus der letzten Wahlperiode und aus dem Wahlkampf und sie ignorieren die zwei erfolgreichen Volksinitiativen. Das ist Arroganz der Macht.

Damit wird den Einrichtungen nicht geholfen, weil es sich um Projektmittel handelt, mit denen Fix- und Personalkosten nicht verlässlich abgedeckt werden können. Bei Verabschiedung des Haushaltes im Mai ist das Haushaltsjahr außerdem schon so weit fortgeschritten, dass diese Mittel gar nicht mehr abgerufen, geschweige sinnvoll verwendet werden können. Es handelt sich also um ein untaugliches "Trostpflaster", das den tiefen Kürzungseinschnitt in keiner Weise heilen kann.

Hier gilt weiterhin: Solange völlig unklar bleibt, wie die Landesregierung die Frage verbindlicher Sprachkurse in freiwilligen Einrichtungen regeln will, solange unklar bleibt, wer die Kurse konkret mit welchen Inhalten durchführt, wird auch hier nur Kosmetik betrieben. Außerdem ist wegen der starken Erhöhungen dieses Titels schon mit dem Haushaltsentwurf und wegen des weit fortgeschrittenen Haushaltsjahres sehr zweifelhaft, ob die Mittel noch sinnvoll eingesetzt werden können.

Addiert belaufen sich die Kürzungen in den verschiedenen Haushaltsansätzen auf 6,3 Mio. Euro. Wurden noch in 2005 insgesamt 42,5 Millionen Euro im Haushalt bereitgestellt, sind es im Haushaltsentwurf 2006 nur noch 36,2 Millionen Euro. Mit dem Betrag von 1.645.000 Euro wird also nur ein kleiner Teil der Kürzungen wieder zurückgenommen. Das ist umso problematischer, als diese Kürzungen die Einrichtungen betreffen, die gemeinsam mit den Kindertageseinrichtungen die zukünftigen Familienzentren gestalten sollen.

Mit der Erhöhung der Förderung um 120.000 Euro auf dann ca. 560.000 Euro werden die Mittel für Schwule und Lesben im Haushalt jetzt weiterhin um 20 % gekürzt. Das wird der Problemlage jedoch nicht gerecht. So hat gerade bei Jugendlichen die gesellschaftliche Akzeptanz von Schwulen und Lesben in den vergangenen Jahren sogar empirisch nachweisbar abgenommen. Notwendig ist daher eine Förderung in bisheriger Höhe.



	3) Seriöse Gegenfinanzierung



Klar war von Anfang  aber auch, dass zusätzliche Ausgaben Einsparungen an anderer Stelle bedürfen. Und es war ein hartes Stück Arbeit, eine verlässliche Gegenfinanzierung zu erarbeiten. Dennoch ist der Koalition der Erneuerung diese Aufgabe gelungen. Die Fraktionen haben sich darauf geeinigt, an folgenden Stellen umzuschichten:



- Länder-Finanzausgleich: 

minus 25,00 Millionen Euro


- Mieten und Pachten: 

minus 14,60 Millionen Euro


- Migrantensozialarbeit: 

minus 2,00 Millionen Euro


- Arbeitsmarktpolitik: 

minus 2,00 Millionen Euro


- Landesmaßnahmen für Zugewanderte: 

minus 1,38 Millionen Euro


- Regional-Stellen Frau und Beruf: 

minus 1,26 Millionen Euro


- Öffentlichkeitsarbeit: 

minus 1,00 Million Euro


- Eine-Welt-Politik: 

minus 0,90 Million Euro


Schließlich ergeben sich aus der vollständigen Abschaffung der Fehlbelegungsabgabe haushaltsneutrale Einnahme- und Ausgabeänderungen im Umfang von 34,25 Millionen Euro. Damit schaffen wir einen nachhaltigen Beitrag zur Entbürokratisierung im Wohnungswesen. 

	4) Die Gegenfinanzierung verschärft die Probleme besonders der Einrichtungen für Frauen und ist unseriös

Die Koalition ist mit ihrem Anspruch gescheitert, die Mehrausgaben durch Einsparungen an anderer Stelle gegen zu finanzieren. Sie arbeitet überwiegend mit Luftbuchungen und Tricks:

Der größte Posten ihres Finanzierungskonzeptes für die Mehrausgaben von 48 Millionen Euro ist eine Minderausgabe von 25 Millionen Euro beim Länderfinanzausgleich. Mit der ersten Ergänzung hatte der Finanzminister bereits eine Senkung um 50 Millionen Euro vorgenommen. Das zeigt: Der "ehrliche Kaufmann" Linssen hatte sich bei der Aufstellung seines ersten Haushaltes in diesem Bereich nach seinen eigenen Berechnungen um mindestens 75 Millionen Euro verrechnet. Das wirft ein schlechtes Licht auf seine kaufmännischen Fähigkeiten.

Hier hat die Koalition einen "Sparstrumpf" des Finanzministers offen gelegt. Auch hier war schlecht kalkuliert worden - oder bewusst falsch gerechnet, wie der CDU-Fraktionsvorsitzende Stahl in seiner Pressekonferenz angedeutet hat.

2 Millionen Kürzungen allein bei der Migrationssozialarbeit und 1,38 Millionen Kürzungen bei den Landesmaßnahmen für Zugewanderte machen deutlich, dass die nachholende Integration der schon länger in NRW lebenden Menschen mit Migrationshintergrund kein ernsthaftes Ziel der Landespolitik mehr ist.

Arbeitsminister Laumann hatte bereits kurz nach seinem Amtsantritt angekündigt, dass die Landesmittel der Arbeitsmarktpolitik massiv heruntergefahren werden. Das hat sich bereits im Haushaltsentwurf bewahrheitet; die Landesregierung hat die Mittel in dem Entwurf bereits um mehr als 22 % gekürzt. Mit den zusätzlich einzusparenden 2 Millionen erreicht das Land eine Kürzungsquote von mehr als einem Viertel gegenüber dem Vorjahr. Dieser zusätzliche Raubbau an den Perspektiven der Arbeitssuchenden in NRW wird weder durch die Anstrengungen des Bundes und der Bundesanstalt für Arbeit noch durch zusätzliche Mittel der freien und kommunalen Träger auszugleichen sein. Das Land entzieht einer nachhaltigen Beschäftigungspolitik den finanziellen Boden.

Hier könnte tatsächlich Geld übrig sein. Nach Auffassung der SPD sollte es allerdings bei Nichtabruf den Mitteln für die nachholende Integration zufließen - siehe oben.

Mit dieser Kürzung legt Schwarz-Gelb endgültig die Axt an die Regionalstellen "Frau und Beruf". Insgesamt werden die Zuschüsse für diese Beratungsstellen um fast 60 Prozent gekürzt. Schon im Sommer werden die meisten von ihnen schließen müssen. Mit den verbleibenden Mitteln sind die Aufgaben in keiner Weise mehr zu erfüllen. Wie bei der Förderung der Kinder und der Integrationspolitik versagt Minister Laschet auch als Frauenminister.

Hier geht die Koalition einen Schritt in die richtige Richtung, allerdings nicht weit genug. Während noch beim Doppelhaushalt 2004/2005 die CDU die vollständige Streichung aller vergleichbaren Mittel gefordert hat, weil das Land für solche Ausgaben "derzeit kein Geld übrig" habe, bleibt es jetzt - auch nach dem Beschluss der Koalition - bei einer Steigerung von fast 4 Millionen Euro gegenüber den tatsächlichen Ausgaben im Jahr 2004.

Kürzungen bei der Eine-Welt-Politik in Höhe von 900.000 Euro lassen entweder das Eine-Welt-Promotoren-Programm oder die kommunalen Mittel zur Entwicklungsarbeit ausbluten. In jedem Fall wird die Eine-Welt-Arbeit bis zur Unkenntlichkeit zusammengeschmolzen. Hier hat sich offensichtlich die FDP-Haltung durchgesetz, dass Eine-Welt-Politik und Entwicklungszusammenarbeit keine Landesthemen seien.

Hierbei handelt es sich lediglich um haushaltsneutrale Änderungen. Darin kommt allerdings eine unsoziale Wohnungspolitik der Landesregierung zum Ausdruck, die mit der vollständigen Abschaffung der Fehlbeleger-abgabe eine falsche Weichenstellung zu Lasten des Wohnungsbaus und der heimischen Bauwirtschaft und zu Lasten sozial schwächerer Wohnungssuchender trifft.


Reform des Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder (GTK)
Erste kritische Bewertung der SPD-Landtagsfraktion
Die Reform des GTK wird zu erheblichen Verwerfungen führen und hat gravierende Folgen für Kinder und Eltern, Träger sowie Kommunen. Schon jetzt wird deutlich, dass diese Reform in erster Linie das Ziel hat, in Zukunft bei den Kindergärten zu sparen. Dies wird dadurch verschleiert, dass die bislang im Umlauf befindlichen    Überlegungen der Landesregierung rein inhaltlicher Natur sind und noch keine Zahlen enthalten.

· Wir wissen allerdings, dass ein vereinheitlichter Trägeranteil von 12 % geplant ist. Verlierer bei diesem Modell sind die nicht-kirchlichen freien Träger (– 3 %) und die Elterninitiativen (– 6 %). Nur die kirchlichen Träger     gewinnen (+ 8 %), sie verfügen allerdings als einzige über ein Steueraufkommen. Darüber hinaus weisen alle Träger darauf hin, dass ein Trägeranteil – egal welcher Höhe – nur zu beurteilen ist, wenn man weiß, wie viel 100 % sind. Diese Information ist die Landesregierung bislang schuldig geblieben.

· Mit der Reform soll auch die Aufnahme gewerblicher Träger in die Landesförderung vollzogen werden. Das führt zu zusätzlichen Verwerfungen in der Trägerlandschaft.

· Zuschläge noch ungenannter Höhe sind geplant für Familienzentren, Einrichtungen in Stadtteilen mit sozialen Problemen und für Einrichtungen mit einem hohen Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund.

· Für die Kinder und Eltern reduziert sich damit der Rechtsanspruch auf eine Kernzeit von drei Stunden am Tag. Es wird keine eindeutigen und verlässlichen Angebote mehr geben aufgrund der angekündigten Flexibilisierung der Betreuungszeiten. Das bedeutet im Kern eine Aushöhlung des Rechtsanspruchs.

· Die Kommunen tragen in Zukunft das Risiko für die Erfüllung des Rechtsanspruchs und das Risiko für die Erhebung des Elternbeitrags. Sie sind verantwortlich für die flexible Organisation und werden mit den Kosten dafür allein gelassen. Vor diesem Hintergrund kann sich für die Kommunen de facto der Zwang ergeben, tatsächlich nur den 3-stündigen Rechtsanspruch pro Tag sicherzustellen. 

· CDU und FDP machen die Kommunen zum Ausfallbürgen ihrer verfehlten Politik, obwohl sie genau wissen, dass Kommunen mit Haushaltssicherungskonzept oder ungenehmigten Haushalten gar nicht anders können, als jede nicht mehr gesetzlich abgesicherte Leistung zu streichen.

Grundüberlegungen der Landesregierung

Nach den inzwischen vorliegenden „Grundüberlegungen für ein Gesetz zur Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern im Elementarbereich“ der Landesregierung sind folgende inhaltlichen Schwerpunkte in der GTK-Reform geplant:

· Präzisierung und Weiterentwicklung des pädagogischen Auftrags

· verbindliche Sprachförderung

· Bildung von Familienzentren

· Einbeziehung von Kindertagespflege

· Integrative Erziehung von Kindern mit und ohne Behinderung

· Gesundheitsvorsorge

· Flexibilisierung der Betreuungsangebote

· Zusammenarbeit mit der Schule

· Pro-Kind-Förderung

· Qualitätsentwicklung und -sicherung

Eine erste Übersicht dieser Grundüberlegungen gibt wenig Anlass zur Beanstandung. Vor dem Hintergrund der zu erwartenden finanziellen Einschnitte muss man jedoch kritisieren, dass hier in Teilen ein Aufgabenzuwachs – mindestens aber eine Aufgabenpräzisierung – stattfindet, die dazu deutlich im Widerspruch stehen.

Vorgehen der SPD-Landtagsfraktion

Vor diesem Hintergrund plant die SPD-Landtagsfraktion bis zum Herbst 2006 eine Veranstaltungsreihe zu diesem Komplex, in der folgende Themenschwerpunkte bearbeitet werden sollen:

1. Pro-Kopf-Finanzierung / GTK-Reform (geplant am 8. Juni 2006 nachmittags)

2. Familienzentren / Sprachförderung

3. Bildungsvereinbarung / Flexibilisierung des Betreuungsangebotes / Erzieherinnenausbildung

Die Veranstaltungen sollen dabei der Erarbeitung differenzierter Positionen mit den Trägern, Kommunen und Experten aus Wissenschaft und Praxis dienen. Darüber hinaus bedarf es einer Abstimmung mit der SGK und der Partei, da verschiedene Fragen in diesem Komplex in der Vergangenheit durchaus strittig innerhalb der SPD diskutiert wurden (beispielsweise die Pro-Kopf-Finanzierung).

Von Euch – für Euch
An dieser Stelle möchten wir Themen aufgreifen, die Euch in den Veedeln bewegen. Heute berichtet Tim Cremer - Mitglied des SB-Vorstandes Innenstadt - über ein neues Projekt:
Barrierefreiheit in der Kölner Innenstadt
Mit der Neukonstituierung des SB-Innenstadt, hat sich der Vorstand ein ehrgeiziges und konkretes Projekt auf die Fahne geschrieben. Ein Jahr lang soll sich hier alles um das Thema Barrierefreiheit drehen. Die Vorstandsmitglieder Cornelia Dengler und Tim Cremer werden das Projekt federführend begleiten, Tim Cremer: “Das Thema geht uns alle an, früher oder später wird die Bordsteinkante für jeden von uns zu hoch sein“. Aufklären, Aufdecken und Kümmern sind einige Leitziele die sich die beiden vorstellen können. Ein konkreter Projektstrukturplan soll aber noch gemeinsam erstellt werden, hierzu findet die erste Projektsitzung am Mittwoch, den 17. Mai um 20 Uhr, im Bezirksrathaus Innenstadt statt. Umso mehr Genossinnen und Genossen mitmachen, umso großer kann das Projekt angelegt werden, umso Größer die Erfolge.“

Tim Cremer
Aus dem Wahlkreis

Das Wahlkreisbüro
Mein Büro auf der Kalker Hauptstraße 212 ist Montags und Dienstags von 14 Uhr bis 17 Uhr geöffnet. Mittwochs und Donnerstags von 12 Uhr bis 15 Uhr und Freitags von 9 Uhr bis 12 Uhr.
Meine Mitarbeiter, Markus Thiele und Marco Pagano, stehen Euch für Fragen und Anregung zur Verfügung. Mail: markus.thiele@landtag.nrw.de und marco.pagano@landtag.nrw.de
Im Unterbezirk besteht nach wie vor das Gemeinschaftsbüro der Kölner Landtagsabgeordneten. Zustänig dafür ist die Monika Breu. Ihr erreicht sie dort Montags bis Freitags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr, Telefon: 0221 - 925 9816, Mail: monika.breu.nrw@spd.de












